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Zwischen
der Universität - cesanthochschule - Paderborn

vertreten durch den Xanzler

und

a'ird gern. § 70 LPVG NW folgende

Diepstvereipbarupo

über den Einsatz der Telefonanlagen der Universität - cH -
Paderborn am Standort Paderborn und in den Abteilungen Höxter,
lileschede und Soest (Nutzung eines digitalen Vernittlungssysterfls )

getroffen:

§1
Die Dienstvereinbarung bezieht sich auf das system n8818tr der
Firna siehens, installiert in Paderborn und in den Abteilungen
lleschede und soest sowie auf das system n5625n der Firma sEL,
installiert in der Abteilung Höxter.

§2
Eine inhaltliche Aufzej.chnung von Telefongesprächen ist nicht
statthaft. Hausinterne cespräche werden nicht erfaßt.

den Personalrat für die nicht\rissenEchaftl ichen l{itarbelter
der Universität - cesanthochgchule - Paderborn

vertreten durch den Voraitzenden
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§3
Die cebührenerfassung speichert nur cebührendaten für abgehende
cespräche. Private zielnunmern verden durch besondere Kennzif-
fern ahge!üählt. Bei der Ausvertung von Privatgesprächen entfal-
len die letzten beiden Zahlen der geirählten Rufnuumern.
Den Nutzern wird eine monatliche Aufstellung der geführten Iele-
fongespräche geschlossen zugestellt.

§4
Dien6tgespräche des Personalrates und der Schverbehindertenver-
tretung uerden nicht gespeichert und ausgelrertet.

§5
Die zugangsberechtigten Personen (Passwortbesitzer) sind den
Personalrat nanentlich bekanntzunachen.

§6
Es i6t unzulässig, die technischen li{ögtichkeiten des systeDs für
ADrresenheits-, Leistungs- und Verhaltenskontrollen zu nutzen
oder das Systen ganz oder teilveiae an andere systene zu Kon-
trollzwecken anzuschließen.

Nach erfoLgreichelo Datentransfer zwischen der Anlage 8818 in
Paderborn und dern Rechner des VRZ, den Au8drucken der von den
Anlagen in Höxter, Ueschede und Soeat gespeicherten Daten sovie
der verteilung der Aufstellungen (v91. § 3 letzter satz) sind,
nach A.blauf von drei t{onaten für Rückfragen durch uitarbeiter,
säntliche gespeicherten cesprächsdaten wieder zu löschen.

§7
Der Personalrat hat zun Zuecke der Kontrolle der Dienstvereinba-
rung nach vorherj-ger Absprache nit der Dienststellenleitung
Zugang zu allen ceräten der TelekoDmunikationsanlagen. Der Per-
sonalrat hat das Recht, unter den Voraussetzungen des § 40 LPVG
einen gachverständigen hinzuzuziehen, lrenn und Eoireit nach Aus-
schöpfung der Infornationsmögl ichkeiten innerhalb der Dienst-
stelle noch ein Infornationsbedarf besteht. Die Kosten übernirmt
die Dienststelle.

Der PersonaLrat kann nach vorheriger Abstitnnung nit der Dienst-
stellenleitung Einsicht in die Systenprotokolle und die Au6-
drucke der systetndaten nehren.
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§8

(1) Vor jeder beabsichtigten zukünftigen Errreiterung der neuen
Anlage un zusätzliche (ISDN) Telefonl-eistungsnerkmale vird der
Personalrat unverzüglich und urnfasEend unterrichtet. Die Betei-
Iigungsrechte nach den LPVG bleiben unberührt.

(2) Die Dienststellenleitung verpflichtet sich darüber hinaus,
grundsätzLich keine Einzelgebührennachweise von Telekom zu be-
antragen oder zu vervenden, nit AusnahDe eines Ausfalls der ce-
bührenaufzeichnungseinrichtung. In diesen Fall, wird der Perso-
nalrat vorher inforniert.

§9
Diese Dienstverej.nbarung kann von jeder seite jederzeit nit
einer Frist von einen Monat gekündigt verden. Die Regelungen
dieser Dienstvereinbarung gelten nach Ablauf der xündiqungsfrist
nicht mehr; Nachwirkungen sind sonit ausgeschlossen.

§ 10

Diese vereinbarung tritt mit dem Tage der Unterzeichnung in
xraft. Zun gleichen zeitpunkt tritt die alte Dienstvereinbarung
von 20,07.1988 außer Kraft.
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